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Herr Bernicke 			Bürgermeister, Stadt Genthin
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Abwesenheit:


Herr Dieterich				Verwaltungsamtsleiter, VG Gardelegen - Land


Herr Erben				Verwaltunsamtsleiter, VG Teucherner Land


Frau Pötzsch				Bürgermeisterin, Stadt Taucha


Herr Scheller				Rechtsamtsleiter, Stadt Quedlinburg


Herr Thiel				Bürgermeister, Stadt Sandersdorf








Tagesordnung:





Der Ausschuß verständigt sich auf folgende Tagesordnung:





Genehmigung der Niederschrift über die 20. Sitzung am 21.04.1999


Beratung der Gesetzentwürfe zur Neufassung des Gemeindewirtschaftsrechts�in Sachsen-Anhalt


Anfragen/Anregungen








Zu TOP 1 – Genehmigung der Niederschrift über die 20. Sitzung am 21.04.1999








TOP 3 Absatz 4 der Niederschrift über die 20. Sitzung wird wie folgt gefaßt:





Herr Jantsch fragt nach den Gründen für die Neufassung der Amtsgerichtsbezirke und weist in diesem Zusammenhang auf den Entwurf eines Gesetzes zur Vereinfachung des zivilgerichtlichen Verfahrens und des Verfahrens der freiwilligen Gerichtsbarkeit hin. Gemäß Artikel 2 �§ 15a dieses Entwurfs würden Schiedsgerichtsverfahren in bestimmten Fällen für obligatorisch erklärt. Für ihn bedeute ein obligatorisches Schiedsgerichtsverfahren nur mehr Bürokratie und kommt im Hinblick auf die allein zu erwartende Verlängerung der Verfahrensdauer nicht in Betracht. Soweit Bundesgesetze für die Neugliederungen ausschlaggebend sind, müssen diese vorliegen.





Mit dieser Maßgabe wird die Niederschrift über die 20. Sitzung des Rechts- und Verfassungsausschusses einstimmig genehmigt:








Zu TOP 2 – Beratung der Gesetzentwürfe zur Neufassung des Gemeindewirtschaftsrechts�                    in Sachsen-Anhalt








Einführend weist Herr Wolf darauf hin, daß die jetzt freigegebenen Entwurfsfassungen nicht mit den dem Ausschuß vorliegenden Fassungen identisch sind. Jedoch seien die Änderungen nicht so gravierend, daß heute nicht darüber diskutiert werden könne. Der neue Entwurf lege der Geschäftsstelle erst seit 2 Tagen vor und konnte den Mitgliedern nicht mehr rechtzeitig zugeleitet werden. 





- Entwurf eines Gesetzes zur Änderung kommunalwirtschaftlicher Vorschriften in der Ge-�  meindeordnung





Frau Schindler schlägt vor, auf Grundlage der vorliegenden Synopse über den Gesetzentwurf zu diskutieren. Da dieser nicht nur Änderungen im Wortlaut enthielte, sondern weitreichende neue Regelungen sowie die Aufnahme der öffentlichen Anstalt.





Herr Jantsch weist darauf hin, daß aufgrund der gravierenden Änderungen eine frühzeitigere Einbindung erfolgen sollte. Nur so könne man sich ein Gesamtbild schaffen.





Auf allgemeinen Wunsch gibt Herr Wolf eine einleitende Erläuterung zu dem Gesetzesentwurf. Nach seiner Auffassung ist das Gesetz nicht so fortschrittlich, wie in der Presse dargestellt. Zwar solle das Örtlichkeitsprinzip gelockert und das Erschließen von neuen Geschäftsfeldern ermöglicht werden, jedoch will das Land die Aufnahme von sogenannten Rand- oder Annextätigkeiten, die der Auslastung von Kapazitäten dienen, restriktiv behandeln. Des weiteren hält der Entwurf am Vorrang des Eigenbetriebes fest. Unter Hinweis auf die Gründung der Buga-GmbH ist Herr Wolf der Auffassung, daß ein Festhalten am Vorrang des Eigenbetriebes wirtschaftlich gesehen contraproduktiv ist. Wenn Abteilungen der Stadt gegenläufig arbeiten und know-how eingekauft werden muß, bietet sich die Gründung einer GmbH an. Über die damit verbundenen Risiken müßten die Städte alleine entscheiden. Auch das Subsidiaritätsprinzip müsse nicht ausdrücklich im Gesetz verankert werden. Ausgangspunkt jeder kommunalen Wirtschaftstätigkeit sei der öffentliche Zweck. Das Grundgesetz kenne keinen Vorrang der Privatwirtschaft.





Herr Dr. Kregel meint unter Hinweis auf einen Fall aus Eisleben, wo neben der Friedhofskapelle ein gemeindlicher Blumenladen betrieben wurde, daß Nebentätigkeiten unbedingt möglich sein sollten. Das Verfolgen von Nebentätigkeiten, die dem öffentlichen Hauptzweck dienen oder wenigstens fördern, dürfe nicht ausgeschlossen werden. 





Herr Dr. Huber ist der Ansicht, daß die Einführung der Anstalt lediglich dazu diene, die Gründung einer GmbH zu verhindern. Es sei zu befürchten, daß durch die Änderungen der Rechtsaufsicht zukünftig mehr Eingriffsmöglichkeiten eingeräumt würden. Die kleinen Gemeinden hätten von den Neuregelungen keinen Nutzen. 





Herr Platz weist darauf hin, daß die Zielrichtung des neuen Gesetzes nicht ganz klar sei. Er sehe keine größere Beweglichkeit der Gemeinden. Die Anforderungen für die Einrichtung eines Unternehmens seien gestiegen. Durch die Voraussetzung ”Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft” in § 116 sei der Zweck, den ein Unternehmen verfolgen könne, eingeengt worden. 





Auf Anregung von Herrn Dr. Kregel soll zuerst über den Punkt der Zulässigkeit von Unternehmen, dann über das Örtlichkeitsprinzip, den Vorrang von Eigenbetrieben, die Rahmenbedingungen bzw. das Beteiligungsmanagement und zuletzt über die Anstalt des öffentlichen Rechts gesprochen werden. Der Vorschlag findet allgemeine Zustimmung.





Frau Schindler sieht in der Neuregelung des § 116 1 Satz 1 eine Einengung. Es würde keine größere Flexibilität erreicht werden. Gerade durch die Voraussetzung ”Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft” würde Flexibilität verloren gehen.

















Herr Jantsch spricht sich dafür aus, daß der Halbsatz ”Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft außerhalb ihrer allgemeinen Verwaltung” gestrichen wird. Dieser Satz sei nicht i.S. des ursprünglichen Gesetzgebers. Er enthielte lediglich eine Eingriffsbefugnis der Kommunalaufsicht. Der Begriff der ”allgemeinen Verwaltung” sei zu unscharf. Außerdem würde er beinhalten, daß eine allgemeine Verwaltung erhalten bleiben müsse. Dies sei ein Eingriff in den Kernbereich der Selbstverwaltungsgarantie. Auch ist er der Auffassung, daß dem Entwurf ein Abgleich mit anderen Gesetzesbestimmungen noch fehle. Dagegen spricht er sich für den Erhalt des § 116 Abs. 1 Nr. 2 aus. Diese Bestimmung würde einer Gründungswelle von wirtschaftlichen Unternehmen, der dann bald eine Konkurswelle folgen könnte, entgegenwirken. Insgesamt vertritt er die Position, daß das Gemeindewirtschaftsrecht so wenig Schranken wie möglich enthalten solle. Nur dadurch wäre eine sinnvolle wirtschaftliche Betätigung möglich. Das HGB (Handelsgesetzbuch) enthielte schon ausreichend Beschränkungen. Im übrigen solle man es auch in Einzelfällen durchaus auf Entscheidungen des OLG ankommen lassen. 





Herr Kleefeld vertritt hingegen die Auffassung, daß die Gemeinden sich außerhalb der Daseinsvorsorge ohnehin nicht zu betätigen hätten. Die ganze Verwaltung könne nicht vollständig als GmbH ausgestaltet sein. Der erste Halbsatz des § 116 1 Satz 1 wäre lediglich eine Klarstellung. Daher bräuche er auch nicht gestrichen zu werden. Hingegen sollte der Katalog des § 116 1 Nr. 1 bis 4 ”abgespeckt” werden. Die eigentliche Grenze für kommunale wirtschaftliche Betätigung sei das UWG (Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb). Die aufgeführten Voraussetzungen wären nicht notwendig. Auch spricht er sich gegen eine Streichung des § 116 Abs. 3 GO alte Fassung aus. Die Unterscheidung zwischen wirtschaftlichen und nicht wirtschaftlichen Unternehmen müsse erhalten bleiben. Er begründet dies vor allem mit steuerrechtlichen Gesichtspunkten sowie mit der Tatsache, daß nicht wirtschaftliche Unternehmen Gerichtskostenbefreiung erhielten. Diese Vorteile dürften nicht entfallen. Zumindest müßten Übergangsregeln geschaffen werden.





Herr Dr. Kregel weist nochmals darauf hin, daß er die Formulierung des § 116 Abs. 1 1.Hs. (Angelegenheiten der örtlichen Gemeinschaft außerhalb ihrer allgemeinen Verwaltung) für äußerst unklar hält. Auch wäre die Begründung der Landesregierung dazu nicht hilfreich. Die Folgen der Formulierung seien unklar. Es könne nicht gesagt werden, welche Auswirkungen diese Formulierung auf die zukünftige wirtschaftliche Betätigung der Gemeinden hätte. Herr Dr. Kregel schlägt daher vor, einen Beschluß zu fassen, der die Empfehlung enthält, diesen Teil der Bestimmung zu streichen.





Herr Bammel weist darauf hin, daß es nicht die Aufgabe des Rechts- und Verfassungsausschusses sei, einen neuen Entwurf anzufertigen. 





Herr Halang spricht sich für die Formulierung des Entwurfs aus. Aus ihr würde deutlich werden, daß jetzt endlich auch Aufgaben außerhalb der allgemeinen Verwaltung durchgeführt werden dürften. 





Im Anschluß an die Diskussion beschließt der Rechts- und Verfassungsausschuß mit 6 Ja-Stimmen gegen 5-Nein-Stimmen folgenden Änderungsvorschlag zu § 116 Abs. 1 1. Hs.:





Die Gemeinde darf ihre Angelegenheiten auch in der Rechtsform des Eigenbetriebes, der Anstalt des öffentlichen Rechts oder in einer Rechtsform des Privatrechts betreiben.





Darauf tritt Herr Kleefeld dafür ein, daß in § 116 1 Abs. 1 Nr. 1 die Einschränkung, daß Hauptzweck nicht die Gewinnerzielung sein darf, gestrichen wird.














Herr Dr. Kregel weist in diesem Zusammenhang darauf hin, daß die Rechtsprechung bisher den verwendeten Begriff des ”ausschließlichen Zwecks” anerkannt habe. Der Begriff des ”Hauptzwecks” wäre neu, zu dem noch keine gerichtliche Entscheidung ergangen sei. Daher schlägt Herr Dr. Kregel folgenden Wortlaut für eine Änderung des § 116 1 Nr. 1 vor: ”... und nicht ausschließlich der Gewinnerzielung dient”. Zu dieser Fassung würde eine gefestigte Rechtsprechung bestehen. Dem Vorschlag findet allgemeine Zustimmung.





Frau Schindler weist abschließend darauf hin, daß mit dem beschlossenen Änderungsvorschlag zu § 116 1 Satz 1 1. Hs. auch die §§ 116 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 3 geändert werden müßten. 





In Bezug auf das Örtlichkeitsprinzip erläutert Frau Schindler einleitend, daß bisher die Zustimmung der betroffenen Gemeinde erforderlich war, wenn eine andere Gemeinde gebietsübergreifend tätig werden wollte. 





Herr Dr. Kregel ergänzt, daß aus der Begründung deutlich wird, daß eine Zustimmung der betroffenen Gemeinde nun nicht mehr erforderlich sein soll. Er weist darauf hin, daß der Landkreistag dagegen sei, das Örtlichkeitsprinzip aufzuweichen. Da die Energiewirtschaft aufgrund der Deregulierung der Märkte keine Rücksicht mehr auf irgendwelche Zustimmungserfordernisse nehmen müsse, hält Herr Dr. Kregel das Festhalten an den bisherigen Bestimmungen für hinderlich. Allein schon aus Gründen der Chancengleichheit müsse das Zustimmungserfordernis entfallen. Unter dem im Gesetz verwendeten Begriff der ”berechtigten Interessen” würde der Gesetzgeber objektive Interessen verstehen. 





Herr Jantsch spricht sich dafür aus, daß die Beurteilung, ob berechtigte Interessen vorliegen, vorrangig den Gebietskörperschaften zustehen solle und nicht der Kommunalaufsichtsbe-hörde. Nur die Kommunen selbst könnten beurteilen, welche Interessen einer gebietsübergreifenden wirtschaftlichen Betätigung entgegenstehen würden. 





In diesem Zusammenhang weist Herr Wolf noch einmal darauf hin, daß zukünftig zwischen dem deregulierten und regulierten Markt unterschieden werden müsse. In deregulierten Märkten werden die Gemeinden nur soweit die Möglichkeit haben, eigene Interessen geltend zu machen, wie dies die Deregulierungsvorschriften zuließen.





Herr Erben wendet ein, daß ein Schutz der betroffenen Gemeinden durchaus wünschenswert wäre. 





Auch Herr Dr. Kregel spricht sich dafür aus, in den Gesetzesentwurf eine Informationspflicht einzuführen, um notfalls die Kommunalaufsicht einschalten zu können. 





Herr Kleefeld spricht sich unter Hinweis auf die Möglichkeiten des einstweiligen Rechtsschutzes ebenfalls für eine Informationspflicht aus. 





Herr Jantsch ist zwar auch für die Einführung einer Informationspflicht, weist jedoch darauf hin, daß die Gemeindeordnung in § 123 schon jetzt eine gegenüber der Kommunalaufsichtsbehörde enthielte. 





Das Gremium faßt einstimmig den Beschluß, daß darauf hingewirkt werden soll, daß in § 116 Abs. 2 eine Informationspflicht bei grenzüberschreitenden Gemeindeunternehmen eingefügt wird. 





Im Anschluß daran wird über den in § 117 Abs. 1 Nr. 1 normierten Vorrang des Eigenbetriebs diskutiert.





Herr Halang spricht sich gegen den Vorrang des Eigenbetriebes aus. Aus kommunaler Sicht könne diesem nicht zugestimmt werden. 





Auch Frau Schindler spricht sich gegen den Vorrang des Eigenbetriebes aus. Für einen solchen Vorrang gebe es keine Gründe. Selbst wenn eine Gemeinde eine GmbH gegründet habe, müsse sie die Voraussetzungen des § 121 GO beachten. Außerdem sei die GmbH auch dem Rat gegenüber verantwortlich. Es müsse ein Plan im Rahmen einer Anlage zum Haushalt erstellt werden. Die in der Begründung zum Gesetzesentwurf geäußerten Bedenken wären unbegründet. 





Herr Dr. Kregel ist auch der Ansicht, daß der Vorrang des Eigenbetriebes ganz entfallen soll. Er weist jedoch darauf hin, daß das Mißtrauen im Landtag sehr groß ist. Eine Regelung, die einen Vorrang überhaupt nicht beinhalten würde, würde im Landtag keine Zustimmung finden. Vielmehr sollte darauf hingewirkt werden, daß in § 117 1 Nr. 1 statt des Begriffs ”ebenso” der Begriff ”besser” verwendet werde.





Herr Jantsch spricht sich dafür aus, die Formulierung ”ebenso gut” beizubehalten. Diese stamme vom Landesgesetzgeber und hätte bisher wenig Probleme bereitet. 





Herr Dr. Kregel fragt den Ausschuß, ob dieser den § 117 Abs. 2 für eine sinnvolle Regelung halte. Dies müsse die Praxis beurteilen. Er sehe Probleme mit dem Begriff ”unterhalten”. Bestehende Rechtsformen dürften nicht beeinträchtigt werden. 





Herr Jantsch ist der Ansicht, daß aus diesem Grund eine Überleitungsregelung fehle. 





Nach Auffassung von Herrn Halang ist der § 117 Abs. 2 wenig praxisrelevant, da in der Mehrzahl Zweckverbände gegründet werden. Durch die Durchbrechung des Örtlichkeitsprinzips könnte der Abs. 2 jedoch eine größere Bedeutung bekommen. 





Herr Bammel sieht die Gefahr, daß der Kommunalaufsicht durch die Änderungen größere Beanstandungsmöglichkeiten gegeben werden. 





In diesem Zusammenhang weist Herr Dr. Kregel auf ein Urteil des OLG Naumburg hin, wonach es aufgrund der Regelungen des KAG nicht möglich sei, Baukostenzuschüsse und Erstattung von Kosten zur Herstellung des Schmutzwasser- und Hauptanschlusses aufgrund eines privatrechtlichen Vertrages geltend zu machen. Es bestehe lediglich die Möglichkeit, Gebühren zu erheben. 





Auch Herr Kleefeld weist darauf hin, daß der Drittbetrieb lediglich Dienstleister wäre. Dieser müsse sich an die Gemeinde halten und diese Gebühren erheben. 





Im Laufe der Diskussion weist Herr Bernicke darauf hin, daß in der Verweisung des § 117 Abs. 2 der § 117 Absatz 1 Nr. 1 nicht enthalten wäre. Daher seien die Bedenken bezüglich des Fehlens einer Übergangsregelung oder fehlenden Bestandsschutz nicht begründet. 





In bezug auf das in § 116 Abs. 1 Nr. 4 verankerten Subsidiaritätsprinzips erläutert Herr Wolf, daß das Innenministerium mit dieser Regelung die Annahme von Aufträgen Dritter verhindern möchte. Auch wenn den Gemeinden ermöglicht werden soll, neue Geschäftsfelder zu erschließen, so soll die Aufnahme von Nebentätigkeiten, die lediglich dazu dienen, eine Auslastung zu erreichen und somit Gewinne zu erzielen, nicht möglich sein. 














Herr Jantsch sieht die Gefahr, daß in der neuen Formulierung des Subsidiaritätsprinzips eine Klagebefugnis liegen könnte. Damit wäre es möglich, Konkurrentenklagen nicht nur auf das Wettbewerbsrecht zu stützen, sondern auch auf die Gemeindeordnung. Es wäre abzuwarten, wie die Verwaltungsgerichte diese Neuregelung behandeln würden. Er ist der Auffassung, daß darin kein subjektives öffentliches Recht gesehen werden kann, sondern nur ein Postulat. 





Auch Herr Kleefeld ist der Auffassung, daß die Regelung einem Postulat der Wirtschaftlichkeit entspräche. Entsprechend muß für die Kommunalaufsicht ein Wirtschaftlichkeitsnachweis erbracht werden, wenn eine Betätigung aufgenommen werden soll. 





Herr Bernicke weist darauf hin, daß das eigentliche Problem darin liege, wer zu bewerten habe, ob die Aufgabe besser oder wirtschaftlicher durch einen anderen erfüllt werden könne. Problematisch wäre, wenn diese Bewertung der Kommunalaufsicht zustünde. Die Gemeinden wären in der Pflicht nachzuweisen, daß die übernommene Aufgabe eben nicht besser durch andere erfüllt werden könne. 





Auch Herr Halang macht darauf aufmerksam, daß die Kommunalaufsicht lediglich anhand von wirtschaftlichen Kriterien prüfe. 





Herr Jantsch ist hingegen der Auffassung, daß die Kommunalaufsicht verpflichtet wäre nachzuweisen, daß andere die Aufgabe besser erfüllen könnten. Dies ergebe sich schon aus der Formulierung des § 116 1 Nr. 4. Auch aus der Regelung des § 118 ergebe sich nichts anderes, da diese Regelung lediglich eine Berichtspflicht enthalte. 





Herr Bammel weist darauf hin, daß der § 123 jedoch zugunsten der Kommunalaufsicht spräche. Er spricht sich dafür aus, daß der § 116 Abs. 1 Nr. 4 ganz gestrichen wird. Die Regelung des § 116 1 Nr. 2 würde völlig ausreichen. 





Herr Kleefeld hingegen ist der Auffassung, daß der § 116 Abs. 1 Nr. 4 eine Schutznorm für kleinere Gemeinden darstelle. Gegen die willkürliche Einschränkungen durch Kommunalaufsichtsbehörden könne geklagt werden. Eine Streichung wäre nicht erforderlich. Außerdem macht er darauf aufmerksam, daß durch die Streichung des § 116 Abs. 3, der die Unterscheidung zwischen wirtschaftlichen und nicht wirtschaftlichen Betrieben enthielte, nun auch der Subsidiaritätsgedanke bei nicht wirtschaftlichen Betrieben beachtet werden müsse. Darin sehe er ein Problem. 





Im Anschluß an diese Diskussion stimmt der Rechts- und Verfassungsausschuß über die Frage ab, ob er sich für die Streichung des § 116 1 Nr. 4 ausspricht. Dies wird bei 2 Ja-Stimmen von der Mehrheit abgelehnt. 





In Bezug auf die Regelungen der §§ 118 bis 123 vertritt Frau Schindler die Auffassung, daß diese zu viele Regularien enthalten würden. Die Kommunalaufsicht erhielte durch die Änderungen zu viele Eingriffsmöglichkeiten. In der Vergangenheit habe im Grunde genommen der Gesellschaftsvertrag ausgereicht. Mit der Änderung wäre dies wohl nicht mehr der Fall. Gerade die Regelungen des § 123 seien zu umfangreich. Die alte Fassung des § 121 hätte voll ausgereicht. Zu den übrigen Regularien würde jetzt noch ein Beteiligungsbericht hinzukommen. Auch sehe sie Probleme mit der Einführung der Regelung des § 118 Abs. 2 Nr. 3. Diese Regelung habe beispielsweise zur Folge, daß das Geschäftsführergehalt veröffentlicht werden müsse. Sie könne sich vorstellen, daß dies zu rechtlichen Problemen führe. 

















Auch Herr Jantsch vertritt die Auffassung, daß die Anforderungen überzogen seien. Diese könnten kaum eingehalten werden. Durch die Änderungen könne es zu einer Enthaftung der Kommunalaufsicht kommen. Die Argumente für diese Änderungen sehen aber wohl so aus, daß das GmbH-Recht dadurch gewahrt werden solle. Es erscheint jedoch äußerst fraglich, ob die Änderungen mit der Personal- und Organisationshoheit der Gemeinden in Einklang stehen. Außerdem halte er den § 118 Abs. 3 für sehr unbestimmt. Der Begriff des ”Beteiligungsmanagements” sei nicht bestimmt genug. Es gehe nicht aus dem Gesetz hervor, was darunter zu verstehen sei. Des weiteren solle dem Prinzip der Freiwilligkeit Vorrang eingeräumt werden. 





Herr Wolf weist darauf hin, daß Herr Friedrichs von der Stadt Magdeburg diese Änderungen begrüßen würde. Außerdem lege in vielen Städten viel im argen. Es sei auch zu bedenken, daß § 118 als Korrelat für die eingeräumten Handlungsspielräume eingeführt wird.





Herr Bernicke weist in bezug auf § 119 1 Satz 1 auf das Problem hin, das dadurch entsteht, daß die Gemeinde einzige Gesellschafterin der betreffenden GmbH ist. Außerdem wäre die in § 119 geforderte Sachkunde in der Praxis schwierig sicherzustellen. Dies läge nicht zuletzt an den Verhältnissen in den Räten. Der § 119 Absatz 1 Satz 1 2. Hs. müsse genauer ausgestaltet sein. Es wäre nicht ersichtlich, ob es sich um eine dauerhafte oder um eine vorübergehende Vertretung in Abwesenheitsfällen handeln würde. Letztlich macht Herr Bernicke darauf aufmerksam, daß Transparenz und Sachkunde häufig im Widerspruch zu eindander stehen würden. 





Frau Schindler macht darauf aufmerksam, daß aus § 123 Abs. 3 nicht eindeutig hervorginge, ob der Kommunalaufsicht der Beteiligungsbericht als Anlage zur Haushaltssatzung vorgelegt werden müsse, oder ob der Beteiligungsbericht erst mit dem Beschluß über die Jahresrechnung vorzulegen sei. Es bestünde eine zeitliche Diskrepanz. Es wäre auch eine Harmonisierung der zeitlichen Vorgaben in Absatz 1 notwendig. Sie spricht sich dafür aus, daß die Vorlage des Beteiligungsberichtes mit dem Haushaltsplan gemeinsam erfolgen solle. Insgesamt bestünde in den Änderungen die Tendenz, den Bürgermeistern mehr Verantwortung zu übertragen. Sie sei der Ansicht, daß die dahingehende Praxis nicht noch durch die Gemeindeordnung untermauert werden müsse.





Herr Jantsch weist auf das Thesenpapier des Deutschen Städtetages hin. Das Papier zum Thema ”Kommunales Wirtschaftsrecht” könnte die geäußerten Ansichten untermauern. 





- Entwurf eines Gesetzes über die kommunalen Anstalten des öffentlichen Recht�  (Anstaltsgesetz AnstG)





Den Entwurf eines Anstaltsgesetzes erläutert Herr Wolf. Eine ähnliche Regelung bestehe in Bayern und Nordrhein-Westfalen. Man verspreche sich von der Einführung der Anstalt eine Verschlankung und eine Effizienzsteigerung. In der Praxis werde von der Anstalt Gebrauch gemacht, wenn mit der Tätigkeit die Erhebung von Gebühren verbunden sei. Das Gesetz wäre sehr offen gestaltet und könne als Möglichkeit angesehen werden. 





Allgemein spricht sich der Rechts- und Verfassungsausschuß für die Einführung des Gesetzes aus. Jedoch wird nochmals darauf hingwiesen, daß auch der Anstalt des öffentlichen Rechts nicht der Vorrang vor anderen Rechtsformen eingeräumt werden sollte. Eine detailliertere Stellungnahme zu dem Gesetz könne zu der Zeit nicht abgegeben werden.





Herr Jantsch fragt, ob es nach Einführung des Gesetzes noch möglich wäre, eine nicht rechtsfähige Anstalt zu gründen. Diese Möglichkeit sollte nicht verschlossen werden. 








Zu TOP 3 – Anfragen/Anregungen








In Bezug auf das Thema ”Gefahrenabwehrverordnung” fragt Herr Wolf an, ob einer der Vertreter in seiner eigenen Gefahrenabwehrverordnung zu dem Problem ”aggressives Betteln” eine Regelung habe. Diese Anfrage wird verneint. 





Frau Schindler regt eine Änderung des Musters der Geschäftsordnung für Gemeinschaftsausschüsse an. Der § 1 Abs. 1 sieht vor, daß der Gemeinschaftsausschuß spätestens einen Monat nach erfolgter Kommunalwahl zu seiner ersten Sitzung zusammentritt. Diese zeitliche Vorgabe sei unter Berücksichtigung der Ladungsfristen und der notwendigerweise vorausgehenden konstituierenden Sitzungen der Gemeinderäte kaum einzuhalten.





Herr Bezdiczka fragt an, wie zu verfahren sei, , wenn sich für den Zweckverbandsausschuß keine Mitglieder finden. Der SGSA wird gebeten, diese Frage zu klären. 





Herr Bammel fragt nach dem Stand hinsichtlich der Änderung des Gesetztes über kommunale Zusammenarbeit (GKG).


























gez. Schindler				gez. Sielhorst				gez. Wolf


Vorsitzende				Protokollführer			Referent
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